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N i e d e r s c h r i f t 

(HFPA/001/2017) 
 

über die 1. Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses  
am Mittwoch, dem 18.01.2017, 16:00 - 18:00 Uhr, 

Ratssaal, Rathaus 
 
Der / die Vorsitzende eröffnet um 16:00 Uhr die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung 
der Mitglieder und die Beschlussfähigkeit fest. 
Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss genehmigt nach erfolgten Änderungen und 
Ergänzungen die nachstehende Tagesordnung: 
 
Sitzungspause von 16:15 bis 16:30 Uhr 

 
 

Nicht öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr 

- siehe Anlage – 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:30 Uhr  

 
15. Mitteilungen zur Kenntnis 

 

 

 

15.1. Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 

 

13/152/2017 

Kenntnisnahme 

16. Projekt "Innenstadt - Shuttle" 

mündlicher Bericht 
 

II/203/2017 

Kenntnisnahme 

17. Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen; 
SPD-Fraktionsantrag Nr. 090/2016 

 

30/046/2016 

Gutachten 

18. Rechtliche Überprüfung der Verordnung der Stadt Erlangen über die 
Freigabe weiterer Verkaufssonntage - Fraktionsantrag der Erlanger 
Linken Nr. 178/2016 vom 04.12.2016 

 

30/047/2016 

Beschluss 

19. Neuerlass einer Bade- und Eislaufverordnung 

 

30/048/2016 

Gutachten 

20. Änderung des Veranstaltungszeitraumes der Erlanger Waldweihnacht 

 

32/053/2016 

Gutachten 

21. Maßnahmen zur Verbesserung des städtischen Mikroklimas und der 
Fauna bei Neubau- und Sanierungsmaßnahmen durch das GME; 
Antrag Nr. 081/2016 der SPD-Fraktion und der Fraktion Grüne Liste 
vom 19.07.2016 

 

242/157/2016/1 

Gutachten 

22. Anfragen 
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TOP 15  

Mitteilungen zur Kenntnis 

 

 

 

TOP 15.1 13/152/2017 

Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 

 

 

Sachbericht: 

Die als Anlage beigefügte Übersicht zeigt den Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge zum  

9. Januar 2017; sie enthält die Informationen der Referats- und Amtsbereiche, für die der HFPA 
zuständiger Fachausschuss ist.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

 

TOP 16 II/203/2017 

Projekt "Innenstadt - Shuttle" 

 

 

Sachbericht: 

erfolgt mündlich 

Protokollvermerk: 

Das Citymanagement wird das weitere Vorgehen mit interessierten Stadtratsmitgliedern erörtern, 
bevor eine konkrete Vorlage in eine der nächsten Sitzungen eingebracht wird.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der mündliche Bericht durch den Citymanager Christian Frank wird zur Kenntnis genommen.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 
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TOP 17 30/046/2016 

Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen; 
SPD-Fraktionsantrag Nr. 090/2016 

 

 

Sachbericht: 

Der Bayerische Landtag hat am 2. August 2016 das Gesetz zur Bekämpfung ausbeuterischer 
Kinderarbeit bei der Grabsteinherstellung (GVBL S. 246) beschlossen, das am 1. September 2016 
in Kraft getreten ist. Im Bayerischen Bestattungsgesetz wurde der Art. 9a (Verbote von 
Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit) neu eingefügt. Hiernach haben die Kommunen die 
Möglichkeit, durch Satzung zu bestimmen, dass nur Grabsteine und Grabeinfassungen auf 
Friedhöfen aufgestellt werden dürfen, die nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit 
hergestellt wurden. 

Die SPD-Fraktion hat mit ihrem Fraktionsantrag vom 13.09.2016 beantragt, dass aufgrund der 
neuen gesetzlichen Regelung auch in Erlangen das Verbot des Aufstellens von mit Kinderarbeit 
produzierten Grabsteinen umgesetzt wird. 

Die Änderung des Bayerischen Bestattungsgesetzes lautet wie folgt: 

 

„Art. 9a 

Verbote von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit 

 

(1)
1
Der Friedhofsträger kann durch Satzung bestimmen, dass Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein nur  

aufgestellt werden dürfen, wenn sie nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des 
Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und 
unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl II S. 1290, 1291) 
hergestellt worden sind. ²Herstellung im Sinne dieses Artikels umfasst sämtliche Bearbeitungsschritte von der 
Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. 
 

(2)
1
Der Nachweis kann im Sinne von Abs. 1 Satz 1 erbracht werden durch 

 
1. eine lückenlose Dokumentation, wonach die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein ausschließlich in  
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, weiteren Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz hergestellt worden sind, oder 

2. die schriftliche Erklärung einer Organisation, wonach 

a) die Herstellung ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit erfolgt ist, 
 
b) dies durch sachkundige und unabhängige Kontrolleure regelmäßig und unangemeldet vor Ort überprüft wird  
 
und 
c) die ausstellende Organisation weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit 
Naturstein beteiligt ist. 

²Ist die Vorlage eines Nachweises nach Satz 1 unzumutbar, genügt es, dass der Letztveräußerer schriftlich 

1. zusichert, dass ihm keine Anhaltspunkte dafür bekannt sind, dass die verwendeten Grabsteine und 
Grabeinfassungen aus Naturstein unter schlimmsten Formen von Kinderarbeit hergestellt worden sind, und 
 
2. darlegt, welche wirksamen Maßnahmen ergriffen worden sind, um die Verwendung von solchen Grabsteinen 
und Grabeinfassungen zu vermeiden. 

(3) Eines Nachweises im Sinne von Abs. 1 Satz 1 bedarf es nicht, wenn der Letztveräußerer glaubhaft macht, dass 
die Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein oder deren Rohmaterial vor dem 1. September 2016 in das 
Bundesgebiet eingeführt wurden.“ 
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Mit der vorgelegten Änderungssatzung zur Bestattungs- und Friedhofssatzung macht die Stadt von 
der gesetzlichen Ermächtigung Gebrauch und nimmt auch in Erlangen das Verbot der Aufstellung 
von Grabsteinen und Grabeinfassungen aus ausbeuterischer Kinderarbeit in die Bestattungs- und 
Friedhofssatzung auf. 
Die Verwaltung wird auch die zuständigen Kirchengemeinden in Erlangen, die einen kirchlichen 
Friedhof betreiben, auf das Verbot hinweisen. 

 

Protokollvermerk: 

Herr StR Agha bittet darum, auch die jüdische Gemeinde darauf hinzuweisen.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

1.  Die Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen (Anlage 1, Entwurf 
vom 1.12.2016) wird hiermit begutachtet. 

2. Der SPD-Fraktionsantrag Nr. 090/2016 vom 13.09.2016 ist damit bearbeitet.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

 

TOP 18 30/047/2016 

Rechtliche Überprüfung der Verordnung der Stadt Erlangen über die Freigabe 
weiterer Verkaufssonntage - Fraktionsantrag der Erlanger Linken Nr. 178/2016 vom 
04.12.2016 

 

 

Sachbericht: 

Die Verordnung der Stadt Erlangen über die Freigabe weiterer Verkaufssonntage und über den 
Ladenschluss aus Anlass von Märkten, Messen oder ähnlichen Veranstaltungen und über den 
Sonntagsverkauf am 24. Dezember in der heute gültigen Fassung hat der Stadtrat bereits in seiner 
Sitzung vom 25. Januar 2001 beschlossen. Sie ist am 2. Februar 2001 in Kraft getreten. Seitdem 
dürfen zu drei festen Terminen im Jahr (während des Augustmarktes, während des Erlanger 
Herbstes und des Erlanger Frühlings) die Geschäfte am Sonntag von 13.00 - 18.00 Uhr öffnen.  

Mit Änderungsverordnung vom 03. Juli 2008, die am 11. Juli 2008 in Kraft getreten ist, wurde 
lediglich der Geltungsbereich der Sonntagsöffnung während des Augustmarktes auf bestimmte 
Innenstadt-Straßenzüge eingeschränkt. Eine weitere Änderung erfolgte bis heute nicht. 

 

Aus rechtlicher Sicht ist zu der Erlanger Verordnung Folgendes festzustellen: 

 

Nach der aktuellen Rechtsprechung werden für den Erlass von neuen Verordnungen zur 
Offenhaltung von Geschäften an Sonntagen nach § 14 Ladenschlussgesetz (LadSchlG) einige 
Formalien gefordert, insbesondere soll die Kommune vor Erlass eine Prognose zu den 
Besucherströmen erstellen, ob der Beweggrund für den Besuch die inmitten stehende 
Veranstaltung ist und nicht die Öffnung der Läden am Sonntag. Zur Abschätzung der jeweiligen 
Besucherströme kann beispielsweise auf Befragungen zurückgegriffen werden.  
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Sofern für alte Verordnungen überhaupt maßgeblich, spielt dies im vorliegenden Fall keine Rolle, 
da die Antragsfrist für einen Normenkontrollantrag gegen die Verordnung der Stadt Erlangen ein 
Jahr ab Rechtskraft der Verordnung beträgt (§ 47 Abs. 2 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung - 
VwGO -) und diese Frist hier schon lange abgelaufen ist. Die Erlanger Regelung ist 
bestandskräftig. Dies ist auch der entscheidende Unterschied zu den Rechtsverordnungen z.B. in 
München oder auch in Nürnberg, die erst neu erlassen worden waren.  

 

Zudem darf auch darauf hingewiesen werden, dass es im Vorfeld des Erlasses der Erlanger 
Verordnung am 27. September 2000 einen runden Tisch gab, an dem neben der Stadtverwaltung 
und allen Stadtratsfraktionen folgende Organisationen teilgenommen haben: die Katholische und 
die Evangelische Kirche, das Gewerbeaufsichtsamt, das Industrie- und Handelsgremium Erlangen, 
der Einzelhandelsverband sowie die Gewerkschaft HBV mit einigen Betriebsräten. Bei diesem 
runden Tisch wurde der dann vom Stadtrat beschlossene Text der Verordnung vorberaten und so 
von diesem Gremium befürwortet. 

 
Eine Verpflichtung der Stadt Erlangen, die bestandskräftige Verordnung aufzuheben, besteht 
daher nicht. 

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

   sind nicht vorhanden 

 

Protokollvermerk: 

Herr StR Pöhlmann stellt den Antrag, den Tagesordnungspunkt zu vertagen. Hiergegen werden 
keine Einwände erhoben. Die Behandlung erfolgt in der nächsten Sitzung.  

 

Abstimmung: 

vertagt 

 

 

TOP 19 30/048/2016 

Neuerlass einer Bade- und Eislaufverordnung 

 

 

Sachbericht: 

Aufgrund des Art. 27 LStVG hatte die Stadt Erlangen zur Verhütung von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit das Baden an bestimmten Orten sowie das Betreten und Befahren von Eisflächen 
durch Verordnung verboten (Bade- und Eislaufverordnung). Diese Verordnung ist jedoch durch 
Zeitablauf außer Kraft getreten. Die darin enthaltenen Badeverbote für die Regnitz und weiteren 
Gewässern zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten werden derzeit durch eine 
Allgemeinverfügung gesichert. Auf Dauer kann ein Badeverbot für die betroffenen Ge-wässer 
allerdings nur durch eine Verordnung geregelt werden. 
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Die Flüsse im Großraum Erlangen-Nürnberg, vor allem die Regnitz, die Schwabach und die 
Aurach, haben Zuflüsse aus einer Reihe von Kläranlagen und Mischwasserentlastungsanlagen. 
Kläranlagen sind bei der Reinigung von chemischen Substanzen und insbesondere von organi-
schen Bestandteilen der Abwässer mittlerweile auf einem sehr hohen Stand. Sie sind unabhängig 
von ihrem Ausbau jedoch nicht in der Lage, Bakterien und Viren in einem ausreichenden Ausmaß 
aus den Abwässern zu entfernen.  

 

In den Flüssen sind regelmäßig Darmkeime und Erreger übertragbarer Erkrankungen zu finden. 
An erster Stelle stehen Salmonellen und die als besonders gefährlich eingestuften EHEC (entero-
hämorrhagische E. coli-Bakterien), die bereits in geringen Mengen bei Kindern und älteren Men-
schen Nierenversagen und Gerinnungsstörungen hervorrufen können.  

 

Das Gesundheitsamt hat in einer Stellungnahme auf die mikrobiologische Verunreinigung der Ge-
wässer durch die Einleitung geklärter Abwässer und Abschwemmungen aus der Landwirtschaft, 
besonders nach starken Regenfällen, hingewiesen. Dies stellt eine Gesundheitsgefahr für die 
Menschen dar, die in Kontakt mit den Verunreinigungen kommen. Jeder Badende, das belegen 
wissenschaftliche Studien, schluckt unwillkürlich im Durchschnitt 50 ml Wasser. Menschen, die 
Krankheitserreger z. B. beim Baden aufnehmen, können daran erkranken und im Einzelfall auch 
sterben. Es sind auch Verläufe mit geringen oder nicht bemerkten Symptomen möglich. Diese 
Menschen scheiden unbemerkt die Krankheitserreger aus und können andere damit anstecken. 
Solche Infektionsketten sind wissenschaftlich nachgewiesen. Neben dem Einleiten von Abwässern 
tragen aber auch Wasservögel in nicht unerheblichem Ausmaß durch ihre Ausscheidungen 
(Darmbakterien) zur Gewässerverschmutzung bei. 

Die Entwicklung in der Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, früher als „Seuchen“ bezeich-
net, hat gezeigt, dass die strikte Trennung von Abwasser und den übrigen Lebensbereichen eine 
der wesentlichsten Bekämpfungsmaßnahmen ist. 

 

Aufgrund des fortbestehenden Risikos, sich beim Baden in der Regnitz und den innerstädtischen 
Gewässern mit übertragbaren Krankheiten im Sinne des Infektionsschutzgesetzes zu infizieren, 
ergibt sich zwingend die Notwendigkeit des Erlasses einer Verordnung mit einem Badeverbot zur 
Verhütung von unmittelbaren und mittelbaren Gefahren für Leben und Gesundheit. Die Auswahl 
der von der Verordnung betroffenen Gewässer beruht auf einer vom Gesundheitsamt vor Jahren 
durchgeführten Beprobung der Gewässer. Lt. Gesundheitsamt haben sich die Gegebenheiten 
nicht maßgeblich verändert. Die Liste wurde um den „Doktorsweiher“ ergänzt, weil dieser von 
Einleitungen und Abschwemmungen aus landwirtschaftlich genutzten Flächen betroffen ist. 

Das Badeverbot für den Main-Donau-Kanal ist insbesondere begründet durch den Schiffsverkehr 
sowie der Strömungen und Sogwirkung im Schleusenbereich. 

Das Verbot des Betretens und Befahrens der Eisflächen auf Gewässern ergibt sich aus der Ein-
bruchgefahr bei nicht tragfähigem Eis.  

Die Geltungsdauer der Verordnung kann gemäß Art. 50 Abs. 2 LStVG maximal auf 20 Jahre fest-
gesetzt werden. 

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

   sind nicht vorhanden 
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Protokollvermerk: 

Die Begutachtung der Vorlage wird aufgrund von Nachfragen des Ausschusses in die nächste 
Sitzung vertagt. Es wird geklärt, ob im Wege der Gefahrenabwehr die Möglichkeit besteht, eine 
solche Verordnung nicht zu erlassen. Weiterhin wird geprüft, ob private Eislaufflächen von der 
Verordnung umfasst sind bzw. ob die Obliegenheit zur Gefahrenabwehr so weit geht.  

 

Abstimmung: 

vertagt 

 

 

TOP 20 32/053/2016 

Änderung des Veranstaltungszeitraumes der Erlanger Waldweihnacht 

 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Am 27.10.2016 hat der Stadtrat die neue Satzung für die Märkte der Stadt Erlangen 
(Marktsatzung) beschlossen. Die Satzung ist zum 01.01.2017 in Kraft getreten. 

 

§ 13 Abs. 1 regelt den Veranstaltungszeitraum wie folgt: 

„…Der Weihnachtsmarkt wird vom Mittwoch vor dem ersten Advent bis zum 24. Dezember 
veranstaltet. Fällt der 24.12. auf einen Sonntag, endet der Weihnachtsmarkt bereits am 23.12.  

 

Die Öffnungszeiten sind: 

Montag bis Freitag von 10.00 bis 21.00 Uhr 

Samstag von 10.00 bis 22.00 Uhr (Ende des Kulturprogramms 21.30 Uhr) 

Sonntag von 11.00 bis 21.00 Uhr 

24.12. von 10.00 bis 14.00 Uhr..." 

 

Durch diese Regelung kommt es aufgrund der kalendarischen Verschiebungen des jeweiligen 
„1. Advents“ in einzelnen Jahren zu stark schwankenden Veranstaltungszeiträumen. Im Jahr 
2016 waren dies z.B. 32 Tage; 2017 wären es „nur“ 25 Tage.  

 

A.) 

Die ARGE Waldweihnacht bittet nun die Alternative zu prüfen, ob der Veranstaltungszeitraum 
zukünftig in der Satzung vom 24. November bis 24. Dezember geregelt werden könnte. Dies 
würde zu einem konstanteren Veranstaltungszeitraum führen. Sollte in diesen Zeitraum der 
jeweilige „Totensonntag“ fallen, würde der Markt an diesem Tag ganztägig geschlossen 
bleiben.  

 

Aus Sicht der Verwaltung bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen eine derartige 
Regelung.  
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Angemerkt wird, dass die bestehende Regelung einen tatsächlichen und „gefühlten“ Bezug zur 
Advents- und Weihnachtszeit hat und nicht mit dem Gedenktag „Totensonntag“ kollidiert. 
Inwieweit z.B. eine Eröffnung am Freitag, 24.11.2017 und eine Schließung zwei Tage später 
(Totensonntag 26.11.2017) als sinnvoll empfunden und allgemeine Akzeptanz findet, kann 
zumindest kritisch hinterfragt werden. Gleiches gilt im Jahr 2018: Eröffnung Samstag, 
24.11.2018 und einen Tag später Schließung (Totensonntag, 25.11.2018).  

 

B.) 

Sollte der 24.12. auf einen Sonntag fallen, sollte nach der Anregung der ARGE auch dieser 
Tag zu den festgesetzten Öffnungszeiten (Sonntag 11.00 Uhr bis 14.00 Uhr) geöffnet sein.  

 

Aufgrund der Regelungen im „Feiertagsgesetz“ kann der Markt am Sonntag erst um 11.00 Uhr 
beginnen. Grundsätzlich könnte eine derartige Öffnungszeit geregelt werden. 

 

C.) 

Für die anderen Weihnachtsmärkte in Erlangen wäre eine ggf. geänderte Regelung in die 
Genehmigungsbescheide zu übernehmen. 

 

D.) 

Gegenüberstellung bis 2021: 

 

Jahr Aktuelle Regelung Alternative 

2016 23.11.     bis     24.12. 

Mittwoch           Samstag 

32 Tage 

24.11.     bis     24.12. 

Donnerstag      Samstag 

31 Tage 

2017 29.11.     bis     23.12. (24. = Sonntag) 

Mittwoch          Samstag 

25 Tage 

24.11.     bis     24.12. 

Freitag             Sonntag 

26.11.= Totensonntag geschlossen 

30 Tage 

2018 28.11.     bis     24.12. 

Mittwoch          Montag 

27 Tage 

24.11.     bis     24.12. 

Samstag           Montag 

25.11. = Totensonntag geschlossen 

30 Tage 

2019 27.11.     bis     24.12. 

Mittwoch          Dienstag 

28 Tage 

25.11.     bis     24.12. 

Montag             Dienstag 

24.11. = Totensonntag geschlossen 

30 Tage 

2020 25.11.     bis     24.12. 

Mittwoch           Donnerstag 

30 Tage 

24.11.     bis     24.12 

Dienstag           Donnerstag 

31 Tage 

(Totensonntag bereits 22.11.) 
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2021 24.11.     bis     24.12. 

Mittwoch           Freitag 

31 Tage 

24.11.     bis     24.12. 

Mittwoch           Freitag 

31 Tage 

(Totensonntag bereits 21.11.) 

 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Sofern der Stadtrat seine grundsätzliche Zustimmung zu der beantragten Regelung zum 
Ausdruck bringt, ist bis zur Sitzung des Stadtrates am 23.02.2017 eine formelle 
Satzungsänderung vorzubereiten. 

 

Dabei wäre im § 13 Abs. 1 der Satz 2 wie folgt zu ändern: 

„…Der Weihnachtsmarkt wird vom 24. November bis 24. Dezember veranstaltet…“ 

 

Ebenfalls wäre § 13 Abs. 1 Satz 3 zu streichen. 

Die übrigen Regelungen bleiben unverändert. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Protokollvermerk: 

Die Vorlage wird ohne Begutachtung durch den Haupt-, Finanz- und Personalausschuss an den 
Stadtrat verwiesen.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 
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TOP 21 242/157/2016/1 

Maßnahmen zur Verbesserung des städtischen Mikroklimas und der Fauna bei 
Neubau- und Sanierungsmaßnahmen durch das GME; 
Antrag Nr. 081/2016 der SPD-Fraktion und der Fraktion Grüne Liste vom 19.07.2016 

 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Verbesserung des Mikroklimas und der Lebens-/Brutbedingungen für Gebäudebrüter an 
städtischen Gebäuden. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Neben den bisher bereits berücksichtigten Belangen bei der Objektplanung werden künftig 
zusätzlich die Möglichkeiten zur Verbesserung des Mikroklimas wie die Begrünung des 
Gebäudes, oder der Optimierung der Lebensbedingungen für Gebäudebrüter geprüft, geplant 
und entscheidungsreif dargelegt.  

 

Dafür notwendige Investitionen und Folgekosten werden extra ausgewiesen und auf 
Einhaltung des Grundsatzes einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwendung geprüft. 
Die Entscheidung zur Ausführung trägt der nach DA-Bau für den Entwurf Zuständige. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Im Zuge der Planung von Neu- bzw. Anbauten, aber z.B. auch bei der Konzeption von 
Fassaden- oder Dachsanierungen sind Maßnahmen zur Verbesserung des Mikroklimas an 
städtischen Gebäuden im Planungsprozess zu berücksichtigen. Die mögliche Optimierung der 
Lebensbedingungen für Gebäudebrüter ist ebenso standardmäßig in den Planungsprozess zu 
integrieren. 

 

 

4. Ressourcen  
Aus diesem Umweltbelang resultierende höhere Investitionen müssen den Projektbudgets 
zusätzlich zur Verfügung gestellt werden. Der zusätzlich entstehende Unterhaltsaufwand ist im 
Budget des dafür zuständigen Amtes bzw. Eigenbetriebs zu berücksichtigen. 

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 
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Protokollvermerk: 

Herr StR Winkler regt an, bei derartigen Vorlagen auch den Umwelt-, Verkehrs- und 
Planungsausschuss zu beteiligen. 

Frau StRin Aßmus fragt an, welche finanziellen Auswirkungen aus diesem Beschluss zu erwarten 
sind. Der Vorsitzende OBM Dr. Janik erläutert, dass dies nicht pauschal beantwortet werden kann. 
Künftig werden diese Maßnahmen aufgezeigt und entscheidungsreif dargelegt. Erst dann wird 
hierüber entschieden. Mit dem heutigen Beschluss wird kein Automatismus eingeleitet. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung wird beauftragt, bei künftigen Neubau- und Sanierungsmaßnahmen der Stadt 
Erlangen standardmäßig Maßnahmen zur Verbesserung des städtischen Mikroklimas und der 
Fauna zu prüfen, zu planen und entscheidungsreif darzulegen. 
 

In Architekturwettbewerben, die das GME ausrichtet, werden diese Planungsvorgaben ebenfalls 
aufgenommen. 

 

Der Antrag Nr. 081/2016 der SPD-Fraktion und der Fraktion Grüne Liste vom 19.07.2016 ist damit 
bearbeitet.  

 

Abstimmung: 

mehrheitlich angenommen 

mit 9  gegen 4   

 

 

TOP 22  

Anfragen 

 

 

Protokollvermerk: 

Herr StR Winkler hält es für bedenklich, sich in der Vorlage zur rechtlichen Überprüfung der 
Verordnung der Stadt Erlangen über die Freigabe weiterer Verkaufssonntage darauf zu berufen, 
dass die Antragsfrist für einen Normenkontrollantrag gegen die Verordnung abgelaufen ist. 

Herr berufsm. StR Ternes führt hierzu aus, dass auch die Bestandskraft dazu führt, dass eine 
Verordnung rechtmäßig ist. Dies ist Teil des Bestandsschutzes und trifft auf viele Bereiche des 
öffentlichen Rechts zu.  
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Sitzungsende 
 
am 18.01.2017, 18:00 Uhr 
 
 
 
  Der / die Vorsitzende: 
 
 
 
  ………………………… 
  Oberbürgermeister 
  Dr. Janik 
 
 
 
   Der / die Schriftführer/in: 
 
 
 
   …………………………… 
   Friedel 
 
 
 Kenntnis genommen 
 
 
 
 Für die CSU-Fraktion: 
 
 
 
 Für die SPD-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Grüne Liste-Fraktion: 
 
 
 
 Für die FDP-Fraktion: 
 
 
 
 Für die ödp: 
 
 
 
 Für die FWG: 
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